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Die Vertretungsbefugnisse von Beirätin und Beirat
Sachverhalt

Mein Auftrag/Situation Klient:

Für einen heute 81-jährigen, in einem Pflegeheim lebenden Mann, führe ich eine Beiratschaft gemäss Art. 395 Abs. 1 und 2 ZGB. Die Führung des Mandates gibt keinerlei Probleme auf. Der Klient ist im Pflegeheim gut betreut und fühlt sich dort wohl. Er ist heute auf umfassende Pflegeleistungen angewiesen und kann sich nur noch mittels Rollstuhl bewegen. Gemäss ärztlichem Bericht leidet der Klient seit seiner Geburt an einem prae- bzw. perinatalen celebralen Geburtsschaden mit entsprechendem Hirnleistungsdefizit. 

Finanzielle Situation:

Er bezieht eine AHV-Rente und Ergänzungsleistungen. Da er nie arbeitstätig war, keine BVG-Rente. Sein bescheidenes Vermögen wurde für seinen Lebensunterhalt verbraucht. Ich habe den Klienten deshalb bei der Sozialhilfe angemeldet. 

Gesuch zum Bezug von Sozialhilfeleistungen:

Ich habe die Anmeldeunterlagen zum Bezug von Sozialhilfeleistungen ausgefüllt und auch stellvertretend für den Klienten unterschrieben. Die Sozialhilfe vertritt nun die Meinung, dass ein Gesuch zum Bezug von Sozialhilfeleistungen auf jeden Fall vom Klienten unterzeichnet werden müsse. Sie stützt sich dabei auf eine Weisung des Kantonalen Sozialdienstes des Kantons Aargau. Vergleichbare Fälle seien in Revisionsverfahren reklamiert worden.

(Vgl. dazu: Handbuch Sozialhilfe des Kantonalen Sozialdienstes des Kantons Aargau; Kapitel 5, Abs. 5.3 Das Unterstützungsgesuch: Notwendig ist ein Unterstützungsgesuch der hilfebedürftigen Person. Diese hat über ihre Verhältnisse  wahrheitsgetreu Auskunft zu geben und die zur Abklärung erforderlichen Unterlagen zu beschaffen (§ 15 SHG). Die Sozialbehörde hat die hilfesuchende Person auf ihre Mitwirkungspflicht aufmerksam zu machen und muss sich ihre Angaben schriftlich bestätigen lassen. Zudem ist sie auf die Folgen falscher Auskünfte hinzuweisen (§ 22 SHV). Am zweckmässigsten ist es, das gebräuchliche Formular *Gesuch um materielle Hilfe" (siehe Kapitel 9, Formulare) zu verwenden. Auf diesem Formular sind auch die wichtigsten Informationen, die die hilfesuchende Person zur Kenntnis nehmen muss, enthalten (Rückerstattungspflicht, Verwandtenunterstützung, Auskunfts- und Meldepflicht). Das Gesuch ist in jedem Fall von der Gesuchstellerin oder vom Gesuchsteller, bei Ehepaaren von beiden Gesuchstellern unterzeichnen zu lassen.)

Zur Fragestellung:

Wegen der bestehenden Behinderungen ist der Klient nach meiner Meinung nicht in der Lage ein Gesuch, wie eine Anmeldung zum Bezug von Sozialhilfeleistungen zu unterzeichnen. Er versteht wohl einfache Texte mit sehr einfachen Formulierungen, die Tragweite von vertraglichen Vereinbarungen kann er jedoch nicht abschätzen noch beurteilen. So versteht er vermutlich auch meinen Auftrag/Aufgabe nicht. Der Hausarzt teilt diese Meinung.

- Ist die Meinung/Haltung der Sozialhilfe richtig?

- Ist mein Auftrag gemäss Art. 395 Abs. 1 und 2 ZGB genügend um stellvertretend für den Klienten das Gesuch zu unterzeichnen? Wenn nicht

- Welche vormundschaftliche Massnahme wäre neu zu errichten?

Erwägungen

1. Die unklaren gesetzlichen Kompetenzregelungen des Beirates gehören zu den Schwächen der gegenwärtigen Gesetzgebung. Immerhin haben Lehre und Rechtsprechung gewisse Konturen herausgearbeitet, welche auch „kreative“ Lösungen (E. Langenegger, Kreative Lösungen bei vormundschaftlichen Massnahmen, Tagung des Instituts für Rechtswissenschaft und Rechtspraxis der Uni St. Gallen, 28. Mai 2004) zulassen.
a. Bei der Mitwirkungsbeistandschaft bestehen keinerlei Vertretungsbefugnisse. Beirat und verbeiratete Person müssen zusammenwirken, die in Abs. 1 Ziff. 1-9 des Art. 395 ZGB erwähnten Rechtsgeschäfte kommen nur durch übereinstimmende Willenserklärung beider (und natürlich entsprechender Vertragshandlung der Gegenpartei) zustande.

b. Bei der Verwaltungsbeiratschaft sowie der kombinierten Beiratschaft ist der Beirat gesetzlicher Vertreter der verbeirateten Person in allen Vermögensbelangen. Damit fällt unter die Beiratschaft nicht nur die konservierende Verwaltung vorhandener Vermögenswerte, sondern auch die Abwendung vermögensschädigender Vorgänge, die Eintreibung von Forderungen, die Geltendmachung von vermögensrechtlichen Ansprüchen, überhaupt Wahrung aller dem Gläubiger nach Zivilrecht und Schuldbetreibungsrecht zustehenden Rechte (zur analogen Situation der Verwaltungsbeistandes vgl. Helen Pfander, Die Beistandschaft nach Art. 392 und 393 ZGB, 1932 S. 77). Die Verwaltungsbeiratschaft (welche in der kombinierten Beiratschaft eingeschlossen ist) lässt sich nicht pflichtgemäss führen, wenn sie nicht auch die Befugnis beinhalten würde, als gesetzlicher Vertreter jene Ansprüche geltend zu machen, welche zur wirtschaftlichen Interessenwahrung nötig sind (Riemer, a.a.O. § 5 N 4; Schnyder/Murer, Berner Kommentar zum Vormundschaftsrecht, Systematischer Teil N 40 sowie N 129 und 130 zu Art. 395 ZGB; Hedwig Schudel, Das Institut der Beiratschaft, S. 65). Das ist insbesondere in Fällen wichtig, bei welchen Personen schubweise Schwächen auftreten und welche nicht der dauernden, wohl aber der episodischen Vertretung und Interessenwahrung bedürfen (vgl. BGE 96 II 369; H.M. Riemer, Grundriss des Vormundschaftsrechts, § 5 N 3). 

Oder andersherum gesagt: Ein Beirat, welcher sich nicht darum kümmert, ob die verbeiratete Person alle ihr zustehenden finanziellen Ansprüche ausschöpft, und welcher dadurch eine Vermögensschädigung herbeiführt, vernachlässigt seine Amtspflicht und riskiert haftungsrechtlichen Rückgriff (Art. 426 ZGB; Hans Hefti,  Die vormundschaftliche Amtsführung, 1916, S. 149 f.). Dieser Schluss lässt sich auch aus der Tatsache ziehen, dass Art. 367 Abs. 1 ZGB, welcher nicht nur für die Vormundschaft, sondern sinngemäss auch für die Beiratschaft Gültigkeit hat (vgl. Art. 367 Abs. 3 ZGB), den Vormund zur gesamten vermögensrechtlichen Interessenwahrung verpflichtet und dass die Verwaltungsbeiratschaft den Beirat in Vermögensbelangen dem Vormund gleichstellt (Schnyder/Murer, Berner Kommentar, N 35, 40, 65, 118 zu Art. 395 ZGB).

c. Zu unterscheiden ist zwischen der Geltendmachung von Ansprüchen und der Verfügungsbefugnis über einzelne Vermögensbestandteile: Steht es dem Beirat zu, in gesetzlicher Vertretung der verbeirateten Person finanzielle Ansprüche geltend zu machen, so fallen die Erträge daraus nur dann unter die Verwaltungsbefugnisse des Beirates, wenn die verbeiratete Person dazu ihre Zustimmung (Vollmacht, Art. 33 Abs. 2 OR) oder dem Beirat gar einen Auftrag (Art. 394 OR) erteilt hat. Das bedeutet, dass der Beirat, welcher beispielsweise Rentenansprüche an die Sozialversicherungen stellt oder bei der Sozialhilfe einkommensersetzende oder ergänzende Ansprüche stellt, die Renten beziehungsweise Zahlungen nur dann zu sich überweisen lassen kann, wenn er über eine entsprechende Vollmacht der verbeirateten Person verfügt. Andernfalls müssen diese Zahlungen der verbeirateten Person direkt zugewiesen werden.


2. Es stellt sich die Frage, wie der Beirat/die Beirätin sein/ihr Handeln von den Handlungen der verbeirateten Person abgrenzen kann. Solange die verbeiratete Person  dazu selber imstande ist, wird der Beirat mit ihr die oben unter 1.c. angesprochenen Rechtsansprüche diskutieren und sie die Gesuche nach Möglichkeit selbst einreichen lassen. Ist sie dazu nicht imstande, oder unterlässt sie es aus Nachlässigkeit oder mit Absicht, darf der Beirat handeln (zur Beistandschaft vgl. sinngemäss Pfander, a.a.O. S. 78). Der dogmatischen Frage, ob – da der verbeirateten Person die Handlungsfähigkeit nur mit Bezug auf die Vermögensverwaltung entzogen ist – ein willentlicher Verzicht auf Einkommensbestandteile rechtsgültig erklärt werden könne, ohne dass der Beirat hiegegen etwas unternehmen könnte, kann im Rahmen der Kurzberatung nicht näher nachgegangen werden. Sie wird hier verneint, in der Annahme, dem Beirat obliege die wirtschaftliche Interessenwahrung, also auch die Geltendmachung von vermögensrelevanten Rechtsansprüchen, weshalb er sich über eine Verzichtserklärung der verbeirateten Person hinwegsetzen könne und ein Gesuch um Sozialversicherungsansprüche oder Sozialhilfe auch gegen den Willen der verbeirateten Person stellen kann. Dass die Zahlungen nicht vom Beirat verwaltet werden können, ist unbestritten. 


3. Es stellt sich die Frage, was gewonnen würde, wenn für derartige Fälle die Beiratschaft mit einer Vertretungsbeistandschaft nach Art. 392 Ziff. 1 ZGB kombiniert würde (Langenegger, a.a.O., S. 12), welche den Auftrag enthält, die verbeiratete Person in allen Belangen zu vertreten und ihr Einkommen zu verwalten. Zunächst funktioniert diese Kombination nur, wenn die verbeiratete Person damit einverstanden ist oder aus welchem Grund auch immer (Urteilsunfähigkeit z.B. infolge geistiger Behinderung) zur Interessenwahrung gar nicht im Stande ist und keine Gefahr besteht, dass sie die Handlungen des Vertretungsbeistandes nicht durchkreuzt. Wie dargelegt steht aber bereits dem Verwaltungsbeirat die Interessenwahrung in wirtschaftlichen Belangen zu, wenn die verbeiratete Person dazu faktisch ausserstande ist oder dazu einwilligt. Damit reduziert sich der Vorteil der vorgeschlagenen Massnahmenkombination auf die zusätzliche Interessenwahrung in nicht wirtschaftlichen Belangen und bei urteilsunfähigen Verbeirateten auf die Einkommensverwaltung (Langenegger, a.a.O.). Sie ist aber keine Hilfe, wenn die Auffassung vertreten würde, dem Beirat stehe bei der Geltendmachung von versicherungsrechtlichen Ansprüchen keine gesetzliche Vertretungsmacht zu und sich die verbeiratete Person der Geltendmachung dieser Ansprüche widersetzt. Denn die Vertretungsbeistandschaft bedeutet keine Einschränkung der Handlungsfähigkeit. Stünde demnach dem Verwaltungsbeirat die fragliche Vertretungsmacht nicht zu, so bliebe für die Fälle, da sich ein Verbeirateter der Geltendmachung von Sozialversicherungs- oder Sozialhilfeansprüchen widersetzt, nur die Entmündigung zur Verfügung.



4. Ihre Anfrage lässt sich deshalb wie folgt beantworten:

a. Ist die Meinung/Haltung der Sozialhilfe richtig?
Dem Verwaltungsbeirat steht die gesamte wirtschaftliche Interessenwahrung zu. Dazu gehört die Geltendmachung von finanziellen Ansprüchen, ohne welche die verbeiratete Person an ihrem Vermögen geschädigt und die Zielsetzung der Verwaltungsbeiratschaft vereitelt würde. Insbesondere dürfen Einkünfte geltend gemacht werden. Lassen Sie sich allenfalls zur Vermeidung weiterer Diskussionen mit dem Sozialamt das Gesuch von der verbeirateten Person mit unterzeichnen oder lassen Sie die verbeiratete Person das Gesuch alleine unterzeichnen, wenn sie urteilsfähig ist. Fehlt ihr die nötige Urteilsfähigkeit, handeln Sie als gesetzlicher Vertreter autonom.

Wenn die Überweisung der Zahlungen an Sie als Beirat erfolgen soll, benötigen Sie hiezu der Vollmacht des Verbeirateten. Weigert er sich oder ist er urteilsunfähig, sodass seine Ermächtigung ungültig wäre, und ist er zur Verwaltung seines Einkommens nicht im Stande, so muss angenommen werden, die Massnahme der Beiratschaft sei ungenügend und ungeeignet, weshalb es der Entmündigung unter Errichtung einer Vormundschaft bedürfte, im Falle der Urteilsfähigkeit einer zusätzlichen Vertretungsbeistandschaft. Bei Dringlichkeit wäre diesfalls eine Massnahme nach Art. 386 Abs. 2 ZGB in Erwägung zu ziehen.


b. Ist mein Auftrag gemäss Art. 395 Abs. 1 und 2 ZGB genügend um stellvertretend für den Klienten das Gesuch zu unterzeichnen? 
Nach hier vertretener und begründeter Auffassung ja. Sie können sich aber zusätzlich eine Ermächtigung (Vollmacht und/oder Auftrag nach Art. 33 Abs. 2 resp. 394 OR) geben lassen. 

Falls Sie mit der Gesuchserledigung durch das Sozialamt  nicht einverstanden sind und ein Rechtsmittel eingelegt werden muss, bedürfen Sie zur Professführung der Zustimmung der Vormundschaftsbehörde (Art. 421 Ziff. 8 ZGB).

c. Wenn nicht, welche vormundschaftliche Massnahme wäre neu zu errichten?
Wenn Sie im Geschäftsverkehr Schwierigkeiten mit der Interessenwahrung für die verbeiratete Person haben, lässt sich dies mit einer Vollmacht und/oder Auftrag nach Art. 33 Abs. 2 resp. 394 OR beheben, sofern die verbeiratete Person urteilsfähig ist und es sich um Handlungsbelange handelt, welche ihr aufgrund von Art. 395 Abs. 2 ZGB nicht entzogen sind. Ist die verbeiratete Person urteilsunfähig, können Sie über eine Vertretungsbeistandschaft mehr Sicherheit im Rechtsverkehr bewirken. Wie dargelegt halte ich dies von Gesetzes wegen aber nicht für notwendig, es wäre bloss eine Praktikabilitätsverbesserung, weil das Institut der Beiratschaft viel Unsicherheit auslöst.


5. Im vorliegenden Fall könnte sich die Frage stellen, ob die Beiratschaft überhaupt eine geeignete Massnahme darstellt. Denkbar wäre auch, sie durch eine kombinierte Beistandschaft nach Art. 392 Ziff. 1 und 393 Ziff. 2 ZGB abzulösen, womit Sie Ihrer Vertretungssorgen entledigt sind. Diese Lösung ist allerdings nur ins Auge zu fassen, wenn der 81-jährige Mann nicht zu dessen Schutz des Entzugs seiner Handlungsfähigkeit bedarf (z.B. wenn er sinnlos geschäftstätig ist und sich dabei Schaden zufügt).



Mit freundlichen Grüssen

Kurt Affolter

lic. iur., Fürsprecher und Notar

Ligerz, 15. August 2005
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